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Das Buch
Die Finanzkrise nimmt durch die wachsenden Verflechtungen innerhalb der EU Ausmaße  
an, die mit herkömmlichen Instrumenten kaum mehr bewältigbar sind. Daher wurde 
der sog. „Euro-Rettungsschirm“ aufgespannt. Auf dessen 2. Stufe sollen finanzielle 
Hilfen über die ‚Europäische Finanzstabilisierungsfazilität’ (EFSF) gewährt werden. Die 
Euro-Mitgliedstaaten übernehmen dabei Gewährleistungen für Verbindlichkeiten, die 
die EFSF eingeht, um die Hilfen zu finanzieren. Untersucht wird, auf welche rechtliche 
Grundlage die Gründung der EFSF gestützt werden kann. Weiter wird die Vereinbarkeit 
mit dem „bail-out-Verbot“ des AEUV sowie der „Schuldenbremse“ des GG beleuchtet. Im 
Ergebnis ist entscheidend, ob die EFSF als Einrichtung der EU oder als Gemeinschafts-
unternehmen der Mitgliedstaaten eingeordnet wird. Letzterenfalls wird die Unvereinbar-
keit mit geltendem Europa- und Verfassungsrecht festgestellt – ein Ergebnis, das die 
Bemühungen der Bundesregierung zur Änderung des AEUV zu begründen vermag.

Die autorin
Die Autorin ist Rechtsassessorin und Magistra rerum publicarum, absolvierte ihr Jura-
studium in Tübingen, das Referendariat in Stuttgart und ein verwaltungswissenschaft-
liches Studium an der DHV Speyer.
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Vorwort 
 

 
Die vorliegende Arbeit wurde im Sommer/ Herbst 2010 als Magisterarbeit 
an der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer am 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Finanz- und Steuerrecht angefertigt.  
 
Danken möchte ich insbesondere meinem Betreuer und Erstgutachter Herrn 
Professor Dr. Joachim Wieland, LL.M., dessen Interesse für nationale so-
wie europäische Aspekte des Finanz(verfassungs)rechts das Fundament für 
die aktuelle und spannende Aufgabenstellung meiner Arbeit bildeten. 
 
Frau Professorin Dr. Dorothea Jansen danke ich für die schnelle Zweitkor-
rektur, ebenso wie für das von ihr im Sommersemester 2010 veranstaltete 
Seminar zur Legitimation und Partizipation in der modernen Demokratie, 
das mir während der Ausarbeitung wertvolle Impulse gab. 
 
Vor all Jenen, die in der Entstehungsphase der Arbeit allen Widrigkeiten 
zum Trotz stets für mich da waren und großes Verständnis an den Tag leg-
ten, ziehe ich den Hut – danke, dass es Euch gibt!   
 
Die Arbeit umfasst die Geschehnisse bis September 2010. Die weiteren 
Entwicklungen, insbesondere die Umsetzung der im Dezember vom Euro-
päischen Rat beschlossenen begrenzten Änderung des AEUV bleiben mit 
Spannung abzuwarten. 
 
Speyer, im Dezember 2010            Anja Kettgen  
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